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Vorwort 
 
 
Die weltweite Pandemie des SARS-CoV-2-Virus und die sich im Frühjahr 2020 ra-

sant ausbreitende Krankheit COVID-19 haben in vielen Lebensbereichen zur sog. „Co-
rona-Krise“ geführt – und auch das Strafrecht binnen kürzester Zeit vor ungeahnte 
Herausforderungen gestellt. Bis zum März 2020 wurde die Erwähnung von Begriffen 
wie „Seuchenbekämpfung“, „Infektionsschutz“ und „Pandemieplan“ ebenso wie der 
einschlägigen Spezialgesetze (IfSG, ZSKG) mit einem süffisanten, gequälten, bisweilen 
abfälligen Lächeln quittiert. Letztere dienten dann quasi über Nacht den Polizei- und 
Ordnungsbehörden als Ermächtigungsgrundlage für in der Nachkriegszeit nie gekannte 
Grundrechtsbeschränkungen von Millionen Menschen. Gleichzeitig wurden alltägliche 
Verhaltensweisen zum Zwecke des allgemeinen Gesundheitsschutzes kriminalisiert. 
Entstanden sind vor allem über die Infektionsschutzverordnungen der Länder (§ 32 
IfSG) zahlreiche bußgeld- und mitunter sogar strafbewehrte Verhaltenspflichten 
(„Abstandsgebot“, „Ausgangsbeschränkung/-sperre“; „Aufenthalts/-Kontakt-/Betre-
tungsverbot“), die man bis dahin eher in die Nähe blumiger Erzählungen und Be-
schreibungen aus dem Mittelalter oder Kriegszeiten gerückt hätte. 

Strafrechtler in Wissenschaft und Praxis wurden und werden durch die Corona-
Pandemie binnen kürzester Zeit mit bislang kaum praxisrelevanten Straf- und Ord-
nungswidrigkeitstatbeständen konfrontiert (etwa den §§ 73 ff. IfSG). Daneben sind 
aber auch klassische strafrechtliche Fragestellungen in den Vordergrund getreten, frei-
lich in einem bis dahin von den Rechtsanwendern und Normadressaten kaum bis gar 
nicht reflektierten pandemischen Kontext. Dazu zählen etwa Körperverletzungs- und 
Tötungsdelikte mit Fragen der objektiven Zurechnung („Anhusten“), Einwilligung 
(„Corona-Partys“) und der gewohnheitsrechtlich anerkannten Pflichtenkollision („Tri-
age“). 

Zwar hat die „Corona-Krise“ im Sommer 2020 ihren (ersten) Höhepunkt in 
Deutschland erst einmal überschritten, doch die eigentlich relevanten strafrechtlichen 
Fragen und Verfahren stehen noch vor der Tür. Der mutmaßliche „Missbrauch“ bis 
dahin in ihrer Dimension kaum vorstellbarer staatlicher Hilfspakete und Entlastung-
maßnahmen hat nicht nur Konstellationen des (Subventions)Betrugs, sondern auch die 
vielfältigen Risiken und Nebenwirkungen des Insolvenzstrafrechts auf den Plan geru-
fen; erste Ermittlungsverfahren zum „Corona-Betrug“ sind bereits eingeleitet und wer-
den zum Jahresende ihren Abschluss finden (wohl nicht selten als Anklage oder Straf-
befehl). 

Das mindestens mit rechtsstaatlicher Wachsamkeit zu betrachtende Präventions- 
strafrecht erlebt in einer Pandemie naturgemäß eine wahre Blütezeit. Die sich in einer 
solchen Ausnahmesituation spiegelbildlich von einem auf den anderen Tag neu heraus-
kristallisierenden strafrechtlichen Herausforderungen und Fragen für die Rechtsan-
wendung und Beratungspraxis will das vorliegende Werk im Stil eines Praxisleitfadens 
kritisch analysieren und anwenderfreundlich zusammenführen.  

Gerichtet an Rechtsanwälte, Syndikusanwälte, Strafverteidiger, Richter, Staatsanwäl-
te und weitere Praktiker aus den Bereichen Strafrecht, Medizin und Wirtschaft soll es 
unter Einbeziehung sowohl klassischer als auch nebenstrafrechtlicher Aspekte als 
kompaktes strafrechtliches Nachschlagewerk einen schnellen Zugang zur Materie er-
möglichen, ohne dabei freilich allen relevanten Fragen in der sich aufdrängenden Tiefe 
nachgehen zu können. 
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Das aus Wissenschaft und Strafrechtspraxis stammende Autorenteam richtet dabei 
den Fokus auf unterschiedliche Aspekte des materiellen Strafrechts mit speziellem pan-
demischem Bezug, einschließlich der strafrechtlichen Bezüge des Arbeits-, Daten-, Per-
sönlichkeits- und Geheimnisschutzes, ohne auch insoweit einen Anspruch auf „Voll-
ständigkeit“ zu erheben. 

Mit diesem an der gewählten Reihe Praxisleitfaden ausgerichteten Grundkonzept 
wird, so ist zu hoffen, ein breiter Überblick über die von einer Pandemie betroffenen 
Berufsgruppen und Lebensbereiche mit signifikantem strafrechtlichem Risiko gegeben.  

Bezug genommen wird dabei auf zahlreiche Fälle und Beispiele aus der Corona-Krise 
des Frühjahres 2020, aber auch künftige Szenarien, wie die zum Zeitpunkt der Druck-
legung befürchtete und hoffentlich nie eintretende „zweite“ oder gar „dritte“ Welle der 
Corona-Pandemie werden prognostisch beleuchtet. 

Einen herzlichen Dank richten wir an Dr. Klaus Winkler und Susanne Loder vom 
Verlag C. H. Beck für die prompte Aufnahme des Werkes in die Reihe Praxisleitfaden 
und die professionelle verlegerische Betreuung bei der Erstellung des Manuskriptes 
nebst Drucklegung. 

 
Passau / Köln, Juli 2020 Robert Esser / Michael Tsambikakis 
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